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Rechtsvorschriften

Schleswig-Holstein
Auszug aus dem Beamtengesetz des Landes Schleswig-Holstein

§ 80
Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, auf Verlangen ihrer oder seiner obersten Dienstbehörde
1 . eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst auszuüben,
2. eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem sonstigen Organ einer Gesellschaft,

Genossenschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens zu übernehmen oder fort-
zuführen, sofern diese Tätigkeit ihrer oder seiner Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und sie oder ihn
nicht über Gebühr in Anspruch nimmt.

§ 81
(1) Die Beamtin oder der Beamte bedarf zur Übernahme jeder Nebentätigkeit der vorherigen Genehmigung, soweit
das Gesetz nichts anderes bestimmt. Die Genehmigung erteilt die oberste Dienstbehörde. Als Nebentätigkeit gilt nicht
die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft
von Angehörigen; ihre Übernahme ist vor Aufnahme schriftlich anzuzeigen.
(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, daß durch die Nebentätigkeit dienstliche Interessen
beeinträchtigt werden, insbesondere wenn die Nebentätigkeit 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten so stark in Anspruch nimmt, daß die ord-

nungsgemäße Erfüllung ihrer oder seiner dienstlichen Pflichten behindert werden kann,
2. die Beamtin oder den Beamten in Widerstreit mit ihren oder seinen dienstlichen Pflichten bringen kann,
3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der die Beamtin oder der Beamte angehört, tätig wird

oder tätig werden kann,
4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten beeinflussen kann,
5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit der Beamtin oder des Beamten

führen kann,
6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann.
Die Voraussetzung des Satzes 1 Nr. 1 ist in der Regel als erfüllt anzusehen, wenn die durchschnittliche zeitliche Bean-
spruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten einschließlich der nicht genehmigungspflichtigen Nebentätig-
keiten ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit überschreitet.
(3) Nebentätigkeiten dürfen nur außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden, es sei denn, die Beamtin oder der Beam-
te hat sie auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der obersten Dienstbehörde übernommen oder diese hat ein
dienstliches Interesse an der Übernahme der Nebentätigkeit anerkannt. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1, 2.
Halbsatz, nicht vor, so kann die oberste Dienstbehörde in besonders begründeten Fällen, insbesondere im öffentli-
chen Interesse, zulassen, daß die Nebentätigkeit während der Dienstzeit ausgeübt wird, wenn dienstliche Gründe
nicht entgegenstehen; die versäumte Arbeitszeit ist nachzuleisten.
(4) Die Beamtin oder der Beamte darf bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder Mate-
rial des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftlichen Interesses mit Genehmigung der
obersten Dienstbehörde und gegen Entrichtung eines angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. Das Entgelt hat
sich nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu richten und muß den besonderen Vorteil berücksichtigen, der
der Beamtin oder dem Beamten durch die Inanspruchnahme entsteht.
(5) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (Absatz 1 und 4) oder auf Zulassung einer Ausnahme (Absatz 3 Satz 2)
und Entscheidungen über diese Anträge sowie das Verlangen auf Übernahme einer Nebentätigkeit bedürfen der
Schriftform. Die Beamtin oder der Beamte hat die für die Entscheidung erforderlichen Nachweise, insbesondere über
Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, zu führen; die Beamtin oder
der Beamte hat jede Änderung unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Das dienstliche Interesse (Abs. 3 Satz 1) ist der
Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigung ist zu befristen; sie kann bedingt oder mit Auf-
lagen erteilt werden und ist jederzeit wiederuflich. Betrifft die Genehmigung die Mitwirkung an einem Verfahren der
Streitbeilegung, beginnt die Frist nach Satz 4 erst mit der Aufnahme des Verfahrens der Streitbeilegung; die Beamtin
oder der Beamte hat die Aufnahme der Verfahrens entsprechend Satz 2 anzuzeigen. Ergibt sich eine Beeinträchtigung
dienstlicher Interessen im Sinne des Absatzes 2 nach Erteilung der Genehmigung, so ist diese zu widerrufen.
(6) Die Beamtin oder der Beamte hat auf Verlangen über Art und Umfang genehmigungspflichtiger Nebentätigkei-
ten und über die Höhe der hierdurch erzielten Einnahmen schriftlich Auskunft zu geben. Unberührt bleiben Anzeige-
und Nachweispflichten nach anderen Vorschriften des Gesetzes.

§ 82
(1) Nicht genehmigungspflichtig ist
1. eine Nebentätigkeit, zu deren Wahrnehmung die Beamtin oder der Beamte nach § 80 verpflichtet ist,
2. eine unentgeltliche Nebentätigkeit, soweit sie nicht nach Absatz 2 genehmigungspflichtig ist,
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3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des Beamten unterliegenden Vermögens,
4. eine schriftstellerische, wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit und eine Vortragstätigkeit der Beamtin

oder des Beamten,
5. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbständige Gutachtertätigkeit von Lehrerin-

nen und Lehrern an öffentlichen Hochschulen und von Beamtinnen und Beamten an wissenschaftlichen Insti-
tuten und Anstalten,

6. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften, Berufsverbänden oder Selbsthilfeeinrich-
tungen der Beamtinnen und Beamten.

(2) Folgende unentgeltliche Nebentätigkeiten sind genehmigungspflichtig:
1. Die Übernahme eines Nebenamtes, einer in § 81 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 nicht genannten Vormundschaft, Betreu-

ung oder Pflegschaft sowie einer Testamentsvollstreckung,
2. die Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, die Ausübung eines freien Berufes oder die Mitarbeit bei einer die-

ser Tätigkeiten,
3. die Übernahme einer Treuhänderschaft sowie der Eintritt in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer

Genossenschaft.
(3) Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten nach Abs. 1 Nrn. 4 und 5 sowie eine Tätigkeit in Selbsthilfeein-
richtungen der Beamtinnen und Beamten nach Abs. 1 Nr. 6 hat die Beamtin oder der Beamte, wenn hierfür ein Entgelt
oder ein geldwerter Vorteil geleistet wird, in jedem Einzelfall vor ihrer Aufnahme der obersten Dienstbehörde unter Anga-
be insbesondere von Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie der voraussichtlichen Höhe der Entgelte und geldwerten
Vorteile hieraus schriftlich anzuzeigen; die Beamtin oder der Beamte hat jede wesentliche Änderung unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen. Bei regelmäßig wiederkehrenden gleichartigen Nebentätigkeiten im Sinne des Satzes 1, deren Entgelte
und geldwerten Vorteile durchschnittlich im Monat einen Betrag von 10 v. H. der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht überschreiten, genügt eine mindestens einmal jährlich zu erstattende Anzeige zur
Erfüllung der Anzeigepflicht für die in diesem Zeitraum zu erwartenden Nebentätigkeiten. Die oberste Dienstbehörde
kann im übrigen aus begründetem Anlaß verlangen, daß die Beamtin oder der Beamte über eine von ihr oder ihm aus-
geübte nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit, insbesondere über deren Art und Umfang sowie über die Entgel-
te und geldwerten Vorteile hieraus, schriftlich Auskunft erteilt. Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist ganz
oder teilweise zu untersagen, wenn die Beamtin oder der Beamte bei ihrer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt.

§ 83
Die Beamtin oder der Beamte, die oder der aus einer Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem
sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens
haftbar gemacht wird, die sie oder er auf Anordnung, Vorschlag oder Veranlassung der obersten Dienstbehörde
übernommen hat, hat gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des ihr oder ihm entstandenen Schadens. Ist der
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt, so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn die Beam-
tin oder der Beamte auf Anordnung einer oder eines Vorgesetzten gehandelt hat.

§ 84
Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, auch die Nebenämter und
Nebenbeschäftigungen, die der Beamtin oder dem Beamten im Zusammenhang mit ihrem oder seinem Hauptamt
übertragen sind oder die sie oder er auf Anordnung, Vorschlag oder Veranlassung der obersten Dienstbehörde über-
nommen hat.

§ 85
Die zur Ausführung der §§ 80 bis 84 notwendigen Vorschriften über die Nebentätigkeit der Beamtinnen und Beam-
ten erläßt die Landesregierung durch Verordnung. In ihr kann bestimmt werden,
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst iin Sinne dieser Vorschriften anzusehen sind oder ihm gleichstehen,
2. welche Tätigkeiten als Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter im Sinne des § 81 Abs. 1 Satz 3 anzusehen sind,
3. in welchen Fällen Nebentätigkeiten ausnahmsweise allgemein als genehmigt gelten,
4. ob und inwieweit die Beamtin oder der Beamte für eine im öffentlichen Dienst ausgeübte oder auf Anordnung,

Vorschlag oder Veranlassung der obersten Dienstbehörde übernommene Nebentätigkeit eine Vergütung erhält
oder eine erhaltene Vergütung abzuführen hat,

5. welche Beamtengruppen auch zu einer der in § 82 Abs. 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten Nebentätigkeiten einer
Genehmigung bedürfen, soweit es nach der Natur des Dienstverhältnisses erforderlich ist,

6. unter welchen Voraussetzungen die Beamtin oder der Beamte bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Personal,
Einrichtungen und Material des Dienstherrn in Anspruch nehmen darf und in welcher Höhe hierfür ein Entgelt
an den Dienstherrn zu entrichten ist; das Entgelt kann pauschaliert in einem Vomhundertsatz des aus der
Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens festgelegt werden und bei unentgeltlich ausgeübter Nebentätigkeit
ganz oder teilweise entfallen.
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7. daß die Beamtin oder der Beamte verpflichtet werden kann, nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres der oder
dem obersten Dienstvorgesetzten die ihr oder ihm zugeflossenen Entgelte und geldwerten Vorteile aus
Nebentätigkeiten anzugeben.

§ 85a
(1) Eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter oder eine frühere Beamtin oder ein früherer Beamter
mit Versorgungsbezügen, die oder der nach Beendigung des Beamtenverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf
Jahren oder, wenn die Beamtin oder der Beamte mit Ende des Monats in den Ruhestand tritt, in dem sie oder er das
fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet, innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren außerhalb des öffentlichen Dien-
stes eine Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit aufnimmt, die mit ihrer oder seiner dienstlichen Tätigkeit in den letzten
fünf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhältnisses im Zusammenhang steht und durch die dienstliche Interessen
beeinträchtigt werden können, hat die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit der letzten obersten Dienstbehörde anzu-
zeigen.
(2) Die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit ist zu untersagen, wenn zu besorgen ist, daß durch sie dienstliche Inter-
essen beeinträchtigt werden. Das Verbot wird durch die letzte oberste Dienstbehörde ausgesprochen; es endet späte-
stens mit Ablauf von fünf Jahren nach Beendigung des Beamtenverhältnisses.

§ 85b
Die oberste Dienstbehörde kann die ihr nach den §§ 80 bis 85 a zustehenden Befugnisse ganz oder teilweise auf nach-
geordnete Behörden übertragen; in diesem Fall tritt die nachgeordnete Behörde an die Stelle der obersten Dienst-
behörde.

§ 85c
Die Landesregierung soll dem Landtag in jeder Wahlperiode des Schleswig-Holsteinischen Landtages einen Bericht über
die Entwicklung der Nebentätigkeiten der Beamtinnen und Beamten vorlegen. Der Bericht soll in anonymisierter Form
über Art und Umfang der  Nebentätigkeiten sowie Entgelte und geldwerte Vorteile hieraus Auskunft geben.

Auszug aus der Nebentätigkeitsverordnung (NtVO)

§ 6 Allgemein als genehmigt geltende Nebentätigkeiten
(1) Nebentätigkeiten gelten ausnahmsweise allgemein als genehmigt, wenn
1. sie einen geringen Umfang haben,
2. sie außerhalb der Dienstzeit ausgeübt werden und
3. kein Versagungsgrund nach § 81 Abs. 2 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes vorliegt.
Der Umfang ist gering, wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten einschließlich
der nicht genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten durchschnittlich ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen
Arbeitszeit (§ 2 der Arbeitszeitverordnung) nicht überschreitet und die durch die Nebentätigkeiten insgesamt erzielten
Vergütungen durchschnittlich im Monat einen Betrag von 10 v. H. der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen.
(2) Die beabsichtigte Übernahme einer Nebentätigkeit nach Absatz1 soll mindestens einen Monat vorher der ober-
sten Dienstbehörde schriftlich angezeigt werden. In der Anzeige sind Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie die
Höhe der voraussichtlichen Einkünfte anzugeben. Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt, so ist die
Anzeige als Antrag auf Genehmigung einer Nebentätigkeit zu behandeln.
(3) Ändert sich nach Übernahme der Nebentätigkeit die Sachlage derart, daß die in Absatz 1 genannten Vorausset-
zungen nicht mehr erfüllt sind, so ist unverzüglich die Genehmigung zu beantragen. Bis zur Entscheidung über die
Genehmigung darf die Nebentätigkeit fortgesetzt werden.
(4) Absatz 1 Satz 1 findet keine Anwendung auf genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten nach § 82 Abs. 2 des
Landesbeamtengesetzes.

§ 7 Abwicklungsfrist
Wird die Genehmigung einer Nebentätigkeit widerrufen oder im Falle des § 6 Abs. 3 versagt oder eine nicht geneh-
migungspflichtige Nebentätigkeit ganz oder teilweise untersagt, so soll eine angemessene Frist zur Abwicklung der
Nebentätigkeit eingeräumt werden, soweit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen.

§ 8 Vergütung
(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwerten Vorteilen, auch wenn kein
Rechtsanspruch auf sie besteht.
(2) Vergütungen im Sinne des Absatzes1 sind nicht
1. Reisekostenvergütungen im Sinne des § 4 des Bundesreisekostengesetzes bis zu dem nach diesem Gesetz für
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die höchste Reisekostenstufe bei mehrtägigen Dienstreisen höchstens zulässigen Betrag,
2. der Ersatz sonstiger barer Auslagen, wenn keine Pauschalierung vorgenommen wird.
(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind in vollem Umfang, Reisekostenvergütungen insoweit, als sie
den Höchstbetrag nach Absatz 2 Nr. 1 übersteigen, als Vergütung anzusehen. Dies gilt nicht für Vergütungen im
Sinne der §§ 17 und 18 des Bundesreisekostengesetzes.

§ 9 Vergütungsverbot für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst
(1) Juristische Personen im Sinne des § 3 Satz 1 dürfen für bei ihnen ausgeübte Nebentätigkeiten eine Vergütung
nicht gewähren, soweit in Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist. Abweichend hiervon können Vergütungen
gewährt werden bei einer
1. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeit,
2. Tätigkeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung,
3. künstlerischen oder schriftstellerischen Tätigkeit,
4. Tätigkeit als Gutachterin oder Gutachter,
5. Tätigkeit, für die auf andere Weise eine geeignete Arbeitskraft ohne erheblichen Mehraufwand nicht gewonnen

werden kann,
6. Tätigkeit während eines Urlaubs ohne Dienstbezüge,
7. Tätigkeit, deren unentgeltliche Ausübung nicht zugemutet werden kann.
Eine Vergütung darf nicht gewährt werden, soweit zur Ausübung der Nebentätigkeit eine Entlastung im Hauptamt
erfolgt.
(2) Vergütungen für Nebentätigkeiten nach Absatz 1 dürfen im Kalenderjahr insgesamt einen Betrag von 10 800
Deutsche Mark nicht übersteigen. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 bis 6 darf der Betrag im Einzelfall über-
schritten werden, insbesondere wenn anderenfalls die Ausübung der Nebentätigkeit nicht zugemutet werden kann.

§ 10 Ablieferungspflicht und Abrechnung
(1) Erhält eine Beamtin oder ein Beamter Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten, die im öffentlichen
Dienst (§ 4) oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der obersten Dienstbehörde ausgeübt werden, so ist
der Betrag an den Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, um den die Vergütungen für die in einem Kalenderjahr aus-
geübten Nebentätigkeiten den Betrag nach § 9 Abs. 2 übersteigen.
Soweit mit der Vergütung Aufwendungen abgegolten werden, insbesondere
1. Reisekosten im Sinne des § 8 Abs. 2,
2. für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn einschließlich eines Vor-

teilsausgleichs,
3. für sonstige Hilfeleistungen und selbstbeschafftes Material, bleiben diese unberücksichtigt, wenn hierfür kein

gesonderter Ersatz geleistet worden ist.
(2) Erhaltene Vergütungen sind abzurechnen und abzuliefern, sobald sie den Betrag übersteigen, der nach Absatz
1 zu belassen ist, es sei denn, die oberste Dienstbehörde bestimmt einen späteren Zeitpunkt der Fälligkeit. Werden
die abzuliefernden Beträge nicht innerhalb eines Monats nach Fälligkeit entrichtet, so ist von dem rückständigen
Betrag ein jährlicher Zuschlag in Höhe von 3 v. H. über dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu
erheben, wenn der rückständige Betrag 200 Deutsche Mark übersteigt.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Beamtinnen und Beamte im Ruhestand sowie frühere Beamtinnen und
Beamte, soweit sie Vergütungen für Nebentätigkeiten erhalten, die sie vor der Beendigung des Beamtenverhältnis-
ses ausgeübt haben.
(3) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für
1. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeiten,
2. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung,
3. künstlerische und schriftstellerische Tätigkeiten,
4. Sachverständigentätigkeiten für Gerichte oder Staatsanwaltschaften,
5. . . .
6. Tätigkeiten während eines Urlaubs ohne Dienstbezüge.
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